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BUNDESSOZIALGERICHT 

 

Beschluß 

in dem Rechtsstreit 
 

Az:  B 14 EG 3/98 B 

 

 

 
............................................................................................................................, 
 
 

Klägerin und Beschwerdegegnerin, 
 
Prozeßbevollmächtigte:    ............................................................., 

 
 
 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Landkreis Cuxhaven, 
vertreten durch den Oberkreisdirektor, 
Vincent-Lübeck-Straße 2, 27474 Cuxhaven, 
 

Beklagter und Beschwerdeführer. 
 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 17. August 1998 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  L a d a g e   sowie die Richter   Dr.  U d s c h i n g 

und   S c h r i e v e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Beklagten gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Lan-

dessozialgerichts Niedersachsen vom 6. November 1997 wird als unzulässig verworfen. 

 

Der Beklagte trägt die Kosten der Klägerin auch für das Beschwerdeverfahren. 

 

 

 

 

 

G r ü n d e : 
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Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht in der durch §§ 160 Abs 2 

und 160a Abs 2 Satz 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG) festgelegten Form begründet worden 

ist. Der Beklagte macht zwar das Vorliegen eines im Gesetz vorgesehenen Zulassungs-

grundes geltend. Er behauptet, das angefochtene Urteil weiche von einer Entscheidung 

des Bundessozialgerichts (BSG) ab. Damit hat er den Zulassungsgrund der Abweichung 

(§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) in der Beschwerdebegründung jedoch noch nicht hinreichend 

dargelegt (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). Der Beklagte hat zwar dargetan, daß das Landes-

sozialgericht (LSG) einen Rechtssatz in Abweichung von einem Rechtssatz aufgestellt 

hat, den das BSG entwickelt und angewendet hat. Er hat aber nicht aufgezeigt, daß das 

Urteil auf dem abweichenden Rechtssatz beruht. 

 

Der Beklagte begründet die Abweichung damit, daß das LSG angenommen habe, bei 

(nur) grob fahrlässigem Handeln sei das Rücknahmeermessen der Verwaltung im Rah-

men des § 45 Abs 1 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) nicht auf Null reduziert, 

weil der Verschuldensform der groben Fahrlässigkeit ein im Gegensatz zum Vorsatz ab-

geschwächter Unrechtsgehalt innewohne, der eine differenzierte Betrachtungsweise er-

fordere. Das BSG habe dagegen in seinem Urteil vom 26. September 1990 (SozR 3-4100 

§ 155 Nr 2) ausgeführt, daß bei betrügerisch erlangten Leistungen § 45 SGB X von der 

Verwaltung keine Ermessensentscheidung verlange; dies gelte jedenfalls dann, wenn sich 

die Rückforderung gegen den Betrüger selbst richte. Diese Rechtsprechung habe das 

BSG im Urteil vom 25. Januar 1994 (SozR 3-1300 § 50 Nr 16 = DVBl 1994, 1246) mit fol-

gendem Rechtssatz fortgeführt: "Bei Bösgläubigkeit ist der Ermessensspielraum auf Null 

reduziert. Der Verwaltung steht bei einer Rücknahme nach § 45 SGB X kein Ermessen 

für ihre Entscheidung zu, ob sie die zu Unrecht gewährten Leistungen von einem 

Bösgläubigen zurückfordert. Nur in Ausnahmefällen darf überhaupt von einer Rücknahme 

bzw Rückforderung abgesehen werden. Solche Ausnahmen können nur vorliegen, soweit 

die Haftung des Bereicherten auf der rechtlichen Zurechnung des Verschuldens oder des 

Einkommens bzw der Bereicherung Dritter beruht, evtl auch, wenn die Rückforderung ei-

nen existenzvernichtenden Eingriff darstellen würde". 

 

Das Vorbringen des Beklagten läßt eine Abweichung gegenüber dem im Urteil des BSG 

vom 26. September 1990 (SozR 3-4100 § 155 Nr 2) aufgestellten Rechtssatz nicht erken-

nen. Denn dieser geht ausdrücklich von einer "betrügerisch" erlangten Leistung aus und 

setzt damit voraus, daß der Leistungsempfänger vorsätzlich gehandelt hat. Auch in bezug 

auf das Urteil des BSG vom 25. Januar 1994 (SozR 3-1300 § 50 Nr 16 = DVBl 1994, 

1246) genügt der Beklagte nicht der Verpflichtung, den abweichenden Rechtssatz aufzu-

zeigen, obwohl diese Entscheidung nur auf "die Bösgläubigkeit" des Leistungsempfängers 

abstellt und anders als das LSG für unerheblich hält, ob dieser grob fahrlässig oder vor-

sätzlich gehandelt hat. Denn auch in diesem Fall hält das BSG nur im Regelfall die Rück-

nahme für geboten, ausnahmsweise also die Ausübung von Ermessen für erforderlich.  
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Der Beklagte hat nicht dargelegt, daß ein solcher Ausnahmefall nicht vorliegt, die Ent-

scheidung also auf dieser Abweichung beruht. Das LSG hat die Annahme eines eine Er-

messensentscheidung begründenden Ausnahmefalls nämlich zusätzlich auch damit be-

gründet, daß die Erzg-Behörde ein Mitverschulden an der rechtswidrigen Bewilligung von 

Erzg treffe, weil die von der Klägerin vorgelegten, von Schweizer Behörden ausgestellten 

Abstammungsurkunden Zweifel am Vorliegen eines inländischen Wohnsitzes hätten 

wec??ken müssen. 

Ist ein Urteil nebeneinander auf mehrere Begründungen gestützt, so kann eine Nichtzu-

lassungsbeschwerde nur dann zur Zulassung der Revision führen, wenn im Hinblick auf 

jede dieser Begründungen ein Zulassungsgrund vorliegt und formgerecht gerügt wird (vgl 

Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 2. Aufl 1997, IX 

RdNr 51). Hierzu gehört hinsichtlich des Zulassungsgrundes der Divergenz die Darle-

gung, daß sich die Abweichung auf alle Begründungen auswirkt (BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 5) oder daß hinsichtlich der anderen Begründungen andere Zulassungsgründe vorlie-

gen. Hieran fehlt es. 

 

Die Kostenentscheidung folgt aus einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 

SGG. 
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